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An den

Bundesminitter der Justiz
'ler= Dr. Dehler .der

in Bonn
•

Betr.: Ermittlungsverfahren gegen den Kaufmann
Ott. Rietd•rf u.a.
wegen Vergehens nach §§ 128, 129, 49 b StGB.

pezug: Vorberichte vom 9., 18. und 21.1..1952

Wagen: 4 Berichtsabschriften.

Nachdem die Ermittlungen nunmehr zu einem gewissen

Abschluss gekommen Bind, berichte ich zusammenfassend:

I. Verfahrensgeschichte 

Dem Verfahren liogt, wie jetzt ale allseits bekannt

Und unstreitig vorangestellt warden kann, die Tatsache

zu Grunde, dass militarische Dienststellen der amerika-

nischen Besatzungsmacht in den ersten Monaten des Jahres

1951 - wohl unter deM Eindruck der Vorgange in Korea -

eine ens deutschen Freiwilligen bestehende Organisation

ins Leben gerufen haben, der fUr den Fall eines sowjet-

russischen Einmarsches in Westdeutschland zur Aufgabe ge-
stellt war, im feindbesetzten Gebiet bewaffnete Parti-

sanengruppen zu bilden. Der , Aufbau dieser Organisation

wurde geheim gehalten, er war auch ohne Filhlungnahme

mit deutschen Regierungsstellen erfolgt.

Uberblickt man das Ermittlungsverfahren, das ens

der Aufdeckung dieser Organisation erwachsen 1st, in

seiner Gesamtheit, so zeigt sich, 'lass es in zwei deut-

lich zu unterscheidende Abschnitte zerftillt.

•/ •
This document is part of an infogratod
filo.	 C.• fl'a ?1, 	 bb

DECLA SSIFIED AND RE LEASED 01.CENTRAL 
INTELLIGENCE 

AGENCY
SOURCESMETHOOSEXEMPTION 

3926NAZI WAR CR IMES DI SC LOSLIRE ACTDATE 2007



In dem ersten Abschnitt, der von der Aufdeckung
der Organisation his zur Freilassung der verhafteten
Beschuldigten am 3o.9.1952 reicht, haben slob meine
Ermittlungen auf die Klarung der Frage konzentriert,
Ob die Organisation von amerikanischen Milittirdienst-
stellen aufgebaut und. geleitet war.

Der zweite Absohnitt der Ermittlungen beginnt
mit der Reds des Ministerprasidenten Zinn im Hessischen
Landtag am 8.16.19524 Die Ermittlungen haben nunmehr
vor allem die Art der Betatigung der Organisation zum
Gegenstand. Dabei handelt es eich im wesentlichen um den
Verdacht, dass die Organisation die Beseitigung politi-
scher Gegner geplant und durch Aufstellung von Proskriptios
listen vorbereitet babe: .

Die Kritik, die einzelne Verfahrensmassnahmen in der
Offentlichkeit erfahren haben, rtihrt unverkennbar daher,
dass die verschiedene Richtung der Ermittlungen in
den beiden Verfahrensabschnitten nicht beachtet wurde.

Das Ermittlungsverfahren nahm seinen Ausgang davon,
dass der Kaufmann Hans 0 t t o l emn fritheres Mitglied
der Landesfiihrung des BDJ und selbst Angehdriger des
Stabes der "Partisanenorganisation" am. 9.9.1952 vor dem
Polizeiprdsidium Frankfurt/M. im Zusammenhang mit einer
Anzeige wegen Bestechung gegen einen Beamten der Kriminal-
polizei Frankfurt vertrauliche Angaben aber eine von dem
frUheren zweiten Vorsitzenden des BDJ, ErhardPeter s,
im Jahre 1951 gegriindete Geheimorganisation machte, die
ale "Technischer Dienst des BDJ" bezeichnet worden sei
und die milit4rische Ausbildung ihrer Mitglieder be-
trieben babe, um im Palle eines sowjetrussischen Ein-

'Marsches in Westdeutschland Partisanen- und Sabotage-
akte hinter der russischen Front durchfUhreh zu ktinnen.
Am 13.9. leitete auf Weisung des Hesaischen Minister-
prasidenten das Polizeiprasidium Frankfurt/M. umfassen-
de Massnahmen gegen die in Hessen lebenden Fiihrer und
Mitglieder des "Technischen Dienstes" em, die zur Fest-
nahme des Kassenverwalters und Adjutanten, des Kaufmanns
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OttoRietdor .f aus Frankfurt/M-. des Landes-

leiters Viz Hessen, des kaufmKnnischen Angestellten

Rudolf Rademacher aus Neu-Isenburg bei Frankfurt/M.,

und des Ausbildungsleiters der Organisation, des Kauf-

marine Friedrich KarlKleft aus Hamburg, fiihrten.

Die Beschuldigten wurden am 14.9. dem Amtsgericht Frank

furt/M. vorgefiihrt, das gegen sie Haftbefehl unter der

Beschuldigung erliess,

"an ether Verbindung teilgenommen zu haben,

deren Dasein, Verfassung oder Zweck - vor der

Staatsregierung geheimgehalten werden sollte

und ale RddelsfUhrer sich an ether Vereini-

gung beteiligt zu haben, deren Zweok und

Tdtigkeit darauf gerichtet let, strafbare

Handlungen zu begehen,

Vergehen nach §§ 128, 129 StGB".

In diesem Stadium wurden mir die Vorgdnge mit dem

Bericht des Oberstaatsanwalts in Frankfurt am 17.9.

zur Prtifung ilberreicht, ob das Verfahren gemdss

74 a Abs. 2 GVG von mir Ubernommen werde. Dieser

Bericht, der am 18.9. von dem Oberstaatsanwalt Buchthal

und'r6 Ersten Staatsanwalt Donath mit den Akten perstin-

lich iiberbraht wurde, gibt das damalige Ermittlungsergeb-

nis im wesentlichen folgendermassen wieder:

"Im rarz 1951 wurde von dem 2. Vorsitzenden

des Bundes Deutscher Jugend (BDJ) Erhard

Peters, der zur Zeit unbekannten Auf-

enthalts let, wit dew sog. Technischen Dienst

des BDJ begonnen, der spdter vollkoMmen vow
4 i:em ths file it teesBDJ getrennt worden sein soll. Diese systematic rei

tung wurde von Peters als politische bewateMe'

Widerstandsbewegung bezeichnet. Ihr Ziel sollte

der bewaffnete Widerstand bei einem russischen

Einmarsch durch Brackensprengungen und Sabotage- .

akte sein. Innenpolitisch sollten sich die Aufgaben

dieser Einrichtung auf die Bekdmpfung der KPD

und gewisse wit der Frage der Remilitarisierung

zusammenhdngende Massnahmen der SPD erstrecken.

-/.
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In der Ostzone wurdeh Aufkldrungs- und

Widerstandnetze aufgebaut. Zu Tarnzwecken

wurde die Firma JohannSaxer, Vertriebs-

gesellschaft m.b.H., Lersch/Hessen gegrUndet,

deren GeschaftsfUhrer der Vater des Peters, der

Kaufmann Emil Peters in Lorsch/Hessen 1st.

Geldgeber der Firma Saxer war der Sohn Peters,

der ftir Zwecke seiner Organisation erhebliche

Beträge zur VerfUgung gestellt bekam. Die wirk-

lichen Geldgeber und Hintermdnner des Techni-

schen Dienstes Bind bisher nicht einwandfrei fest-

gestellt. Die betrachtlichen Geldmittel, die liber

123 000 DM betragen haben, sal= von

einem Zivilamerikaner, einem Landschaftsmaler

SterlingGarw•od, dessen jetziger Aufent-

halt nicht bekannt let, rur VerfUgung gestellt sein."

Es folgen damn Einzelheiten Uber dielcaufmannische

Tarnung der Organisation und tiber die Schulung in

Waldmichelbach. Wie slob die Organisation mm tibrigen.

in strafbarer Weise betdtigt babe, wird in diesem

Bericht nicht ertirtert. Die vage Andeutung, dasa sich

innenpolitisch die "Aufgaben dieser Einrichtung auf

die Bekdmpfung der KPD und gewisse mit der Frage der

Remilitarisierung zusammenhdngende Massnahmen der

SPD" erstreckt babe, less einen Verdacht strafbarer

Handlungen in dieser Richtung nicht erkennen; es lag

dieser Andeutung in den damaligen Ermittlungen auch

nichts anderes zu Grunde ale em n Satz in den Aussagen

des Otto vom 9.9.: "Innenpolitisch richteten

Bich die Ziele gegen KPD und SPD". Diesem Ermittlungs-

stand entsprach die Beschuldigung der Haftbefehle, und

such der Bericht des Oberstaatsanwaits in Frankfurt/M.

beschrdnkte Bich in der Bezeichnung des zu*Grundd lie-

genden Verdachts auf die §§ 128, 129 StGB.
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De die damaligen Angaben der Beschuldigten vermuten

liessen, dass hinter der Organisation amerikanische

Kreise standen, andererseits aber Von dais Oberstaats-

anwalt in Frankfurt/M. bei der Oberreichung der Vorgdnge

berichtet worden war, die amerikanisohe Militdrregierung

in Hessen babe eine FOrderung des "Technischen Dienstes

des BDJ" durch ihre Dienststellen in Abredp gestellt,

musste fiir den weiteren Fortgang des Verfahrens ent-

echeidend sein, ob der Organisation em n Auftrag einer

Besatzungsmacht zu Grunde lag. Zur Kldrung dieser Frage

wurde mein Sachbearbeiter am 19.9. nach Kdln und Bonn

entsandt. Ober das Ergebnis seiner Vorsprachen im Bun-

desamt fUr Verfaesungssehutz und im Miniaterium flir Ge-

- samtdeutsehe Pragen, hat er. am 23.9. in einem Vermerk fol-

gendes niedergelegts

"Am 19.9. habe ich sodann den Sachverhalt Herrn

Prasident Dr. John vom Bundesamt fur Verfassungs,-

schutz vorgetragen, der mir erkliirte, dams des

Bundesamt fUr Verfassungsschutz, und zwar auch

der in den Akten genannte, am Tage meines Vor-

trages jedoch abwesende Vizeprasident Radtke

mit der Angelegenheit nichts zu tun Witte. Soweit

er jedoch unterrichtet eel, Mitten sich amerikani-

ache Dienststellen mit der waffentechnischen Aus-

bildung einzelner Angehdriger des BDJ befasst.

Er empfahl mia zu diesem Zweck mit dais Bundes-

ministerium fUr gesamtdeutsche Fragen in Bonn

Fiihlung ' zu nehmen. Dort babe ich sodann den

Sachverhalt Herrn Staatssekrettir Thedick . und seinem

zustdndigen Referenten, Herrn Oberregierungsrat

Dr. von Dellingshausen, nochmals vorgetragen, wo-

bei air versichert wurde, dass das Ministerium

nur gelegentlich des Pfingsttreffens des BDJ in

Frankfurt eine geldliche Zuwendung gemacht habe,

im librigen jedooh den den Gegenstand des Verfah-

rens bildenden Vorgdnge durchaus fernstehe. Das

Ministerium babe sogar ebenfalls wie dam Bundesamt

fur Verfassungsschutz die Vorstandmitglieder des

BDJ lamer wieder gewarnt, militdrische Organise-

-fl
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tionen zu errichten oder sich mit militdrischen
Angelegenheiten zu befassen. Dem Ministerium sei
jedoch bekannt, dans amerikanische Dienststellen
anderer Ansicht waren und dem BDJ bis Mai 1952
irgendeine FOrderung, vermutlich such finanzieller
Art, Witten angedeihen lassen. Auf meine Bitte
hat es das Ministerium Ubernommen, eine Stellung-
nahme der amerikanischen Dienststellen herbeizu-
fiihren und diese Stellungnahme unter RUckgabe der
Vorgtinge, die ich zur Kenntnisnahme Herrn Dr. V.
Dellingshausen Uberlassen habe, nDch in der ersten
Hhlfte dieser Noche zu Ubersenden. An der Herbei-
fiihrung soll.das Bundesamt fUr Verfassungsechutz.
beteiligt werden. Auf die Dringlichkeit der Ange-
legenheit und ihren Charakter ale Naftsache habe ich

hingewiesen."

Nach zwischenzeitlichen vorldufigen Erkldrungen, deren
Einzelheiten in meinem Bericht vom 21.1o. wiedergegeben
sind,erfolgte am 3o.9. eine Mitteilung des Bundesamtes
fiir Verfassungsschutz Uber das Ergebnis seiner RUckfrage
bei der zustdndigen amerikanischen Dienststelle.
Den Inhalt dieses Ferngesprdchs hat mein Sachbearbeiter
alsbald in folgendem Vermerk niedergelegts

" Auf telefonischen Anruf teilte Herr Dr.Nollau
vom Bundesamt !Ur Verfassungsschutz in Köln
heute nachmittag mit, dass die Stellungndhme
der amerikanischen Besatzungsdienststellen morgen
vormittng abgegeben werde. Sie werde dahih lauten,
dass die Beschuldigten im Auftrage der amerikani-
schen Dienststelle gehandelt hdtten. Eine friihere
Abgabe dieser Stellungnahme eel nicht mOglich ge-
wesen, well General Trescott verreist gewesen sei.
Herr Dr. Nollau let der Ansicht, dass damit infolge
Nichterweislichkeit des inneren Tatbestandes die
Voraus-setzungen far des weitere Verfahren in Weg-
fall gekommen seien. Gegen die danach zu veran-
lassende Haftentlassung der Beschuldigten habe or
keine Bedenken."

CU ce,	 nvlb4 bg
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Bel dieser Mitteilung handelte es sich, wie sptiter noch

einmal ausdrUcklich bestdtigt wurde, um eine offizielle

Erkldrung der Dienetstelle des Generals Trescott, die

naoh dem Willen der erkldrenden Dienststelle im Hin-

blick auf das vorliegende Ermittlungsverfahren fUr mich

bestimmt war.

Mit dieser amtlichen amerikanischen Erkldrung

stand fest, dass die Organisation auf die Initiative

und Lenkung einer militdrischen Dienststelle der ame-

rikanischen Besatzungsmacht inriickging,dass es sich also

nicht um eine aus privater Initiative der deutschen

Beteiligten entstandene Geheimorganisation handelte.

Wie man such angesichts dieses Sachverhalts Ale objek-

tive Rechtslage beurteilung mochte, so war doch unzwei-

felhaft, dass den Beschuldigten, die sich zutreff end auf

militdrische Auftrdge diner Besatzungsmacht beriefen,

der innere Tatbestand der §§ 128, 129 StGB nicht nach-

zuweisen war. Da der Vorwurf anderer strafbarer Hand-

lungen bis dahin nicht erhoben und nicht ersithtlich war,

war die Haftentlassung der Beschuldigten zwangsldufig.

Sie wurden noch am 3o.9. dukoh Fernechreiben an

die UntersuchuraMtalt Frankfurt/M.. verfUgt.

Erst amfolgenden Tage rief Prdsident Dr.John

vom Bundesamt für Verfassungsschutz nochmals an und

teilte, wie der Vermerk meines Sachbearbeiters vom

gleichen Tage festhdlt, mit:

"class auf Grund neuer Erkldrungen der amerikanischen

Dienststelle es zweifelhaft geworden eel, ob sich

die Beschuldigten zu ihrem Tun fir befugt halten

durften. Herr Prdsident Dr.John deutete hierauf

an, dass die Beschuldigten mbglicherweise em n Doppel-

spiel getrieben hdtten."

Im Zeitpunkt dieses Anrufs waren die Haftentlassungen

bereits erfolgt. Dr.John war bei dem erwdhnten Ferngesprdch

von meinem Sachbearbeiter gebeten worden, etwaiges neues

Material, das zu einer anderen Beurteilung Anlass geben

kOnnte, mitzuteilen, damit die Frage der Wie,derUhaftnahig
• '•	 '"-I 12, 11 rurst bo
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der Beschuldigten gegebenenfalls geprUft werden

Weitere Mitteilungen in dieser Richtung sind jedoph,

nicht erfolgt. Die unsubstantiierte Andeutung in der . fern-

mUndlichen Mitteilung vom 1.1o. bot keine ausreichende

Grundlage fttr eine Wiederinhafnahme.

Wahrend der bis dahin geftihnten Ermittlungen war

des im Zuge der Polizeiaktion in Hessen beschlagnahmte

Material im wesentlichen bet der Staatsanwaltschaft Frank-

furt/M. verblieben. Mit dem Bericht vom 17.9. hatte der

Oberstaatsanwalt Frankfurt/M, lediglich einen

Ordner tiberreicht,der die im Odenwald durchgefUhrten

militarischen Lehrgange betraf; nur insoweit enthielt nein

Bericht einen Hinweis aUf die beschlagnahmten Unterlagen.

Wenn mein damaliger Vertreter, Bundesanwalt Schrtibbers,

der inzwischen duroh seine Ernennung zum Generalstaatsan-

walt in DUsseldorf aus meiner BehOrde ausgeschieden jet,

dasUbrige beschlagnahmte Material bei der

Staatsanwaltsohaft Franktrt/M. beliess, so wird er davon

ausgegangen sein, dass des Material von dem Oberstaatsan-

wait in Frankfurt einer vorlaufigen Durchsicht unterzogen

worden sei und dass es ausser dem Uberbrachten Ordner keinen

ftir das Verfahren wesentlichen Stoff enthalte. In Wirklichkeit

war das beschlagnahmte Material offenbat zu der Zeit, als

air die Vorgange Uberreicht wUrden, auch von der Staatsan-

waltschaft Frankfurt/M. noch nicht gesichtet gewesen,

da sonst das Fehlen jeglichen Hinweises - in dem Bericht

17.9. unverstandlich ware. Das Ergebnis der spateren Durch-

sicht, die zwischen dem 17.9. und dem 8.1o. erfolgt sein

muss, ist air dann nicht von dent Oberstaatsanwalt in Frank-

furt/M., dam ich die übernahme des Verfahrens am 2.1o, be-

kanntgegeben hatte, mitgeteilt worden, sondern auch air erst

durch die Erklarung des Ministerprasidenten Zinn im Hessisohen

Landtag am 8.1o. bekanntgegeben worden. Das Material selbst

1st stir, nachdem ich am lo.lo. den Oberstaatsanwalt in Frank-

furt Um Vorlegung gebeten hatte, teilweise am 17.1o. Uber-

reicht worden; den Rest des Materials habe ich am 24.1o. •

Ubernommen.



Mit der Erkldrung des Ministerprdsidenten Zinn war

fir das weitere Ermittlungsverfahren emn vdllig neuer Vor-
wurf zur Prdfung gestellt, der mit dem Stichwort

"Proskt ptiensliste" zu umreissen let.

Nachdem -am 14.1o. bei dem Herrn Bundesminister der

Justiz eine Besprechung mit dem Hessischen Ministerprd-

sidenten und Vertretern der hessischen Behdrden stattge-

funden hatte, habe ich zundchst auf Grund dieser Besprechung

und des gleichzeitig duroh den Artikel in Nr. 42 des

"Spiegel" aufgetauchten Fememordverdachts die Wieder-

inhaftnahme des Beschuldigten Rietdorf Bowie den

Antrag auf'Erlass eines Haftbefehls gegen Peters in Aussicht

genommen. Bevor die Polizei den Auftrag zur Feetnahme von

Peters und Rietdorf hatte'ausfUhren kftnen, erschienen diese

beiden Beschuldigten freiwillig hier und wurdelin der Nacht

zum 16.1o, ven meinen Sachbearbeitern erstmals eingehend

vernommen. Sie waren nach dem ersten VerhOr zundchst vorldu-

fig festgenommen worden. Nach Abschluss der Vernehmungen,

die sich auf den Anzeigegden Otto und den aus Bremen herbei-

gehthlten Hans Bteitkopf eretreckten, wurden die Beschuldig-

ten jedoch wieder auf freien Fuss gesetzt, da sieh emn fUr

die Inhaftnahme ausreichender Verdacht nicht ergeben hatte.

Am 2o.lo. habe ich samtlichen Generalstaatsanwdlten

mitgeteilt, dass ich in dem von der Staatsanwaltschaft

Franlcfurt/M. auch unter dem Gesichtspunkt des 4 129 StGB
eingeleiteten Ermittlungsverfahren gegen Angehdrige der

"Partisanenorganisation" die Verfolgung Ubernommen habe, und

habe gebeten, much Uber etwaige Ermittlungen in den Bezir-

ken der Generalstaatsanwdlte, die mit diesem Verfahren in

Zusammenhang gebracht werden kdnnten, oldmOglichst . zd

unterrichten, gegebenenfalls unUr Beitligfiagcd.es.angefal-„,c,a

lenen Materials.	 fn.. ti t41,2-at:41 fin2	 it mid
etbinled fa in,viduaI systamatio

In Hamburg und Bremen hatten die dortigen Oberstaatsan-

wdlte Verfahren gegen Angehdrige der Organisation einge-,

leitet; in Hamburg waren 9 Haftbefehle unter der Beschul-

digung aus 128, in Bremen 2 Haftbefehle linter der Beschul-

digung aus §§ 129, 49 b StBB ergangen. Nachdem ich.am

21.1o. den Stand dieser Verfahren wit den nach hier gebe-

tenen OberstaatsanwAlten ettirtert hatte, habe ich am

23.1o. diese beiden Verfahren gemdss 6 74 a ava uhprrommAn.



noch gegen die Beschuldigten Breitkppf, Sawat und Popp.
Diese drei Beschuldigten habe ich hierher tiberfiihren
lessen. Hach ihrer Vernehmung durch meinen Sachbearbeiter.
habe ich die von alien drei Beschuldigten in jenem Zeit-
punkt eingelegten Haftbeschwerden dem 2. Strafsenat
des Bundesgerichtshofes zur Entscheidung vorgelegt,
Der Benet hat mit Beschluss vom 12.11. die Haftbefehle
aufgehoben und in der BegrUndung ausgefahrt:

"Die weiteren Ergebnisse des Ermittivn  sverfahrens
haben gegen keinen der Verhafteten den dringenden
Tatverdacht nach §§ 128, 129, 49b StGB bisher be-
statigt. Dies gilt insbesondere ftir den Verdacht,
die Verbindung, der die Beschuldigten angehOrten,
habe Verbrechen wider das Leben in der sog.
Proskriptionsliste und in anderen Listen and
Karteien vermerkten Personen bezweckt."

Diese Begrandung entsprach der Beurteilung, die der Sach-
verhalt bisher auch durch mich gefunden hatte:

Der Generalstaatsanwalt in Winchen hat am 5.11. mit
einem Bericht des Oberstaatsanwalts in MUnchen II umfang-
reiche Ermittlungen vorgelegt, die von der bayerischen
-Land 2o1izei im ganzen Gebiet des Landes Bayern einge_
leitet worden sind. Das Prdsidium der bayerischen tandpo-
lizei hat das Ergebnis seiner Ermittlungen vom 3o.lo. folgen-
dermausen zusammengefassts

"In Bayern ist im Hinblick auf § 163 StP0 alles
getan worden, um das :"unkel der Angelegenheit zu
erhellen. Bis jetzt konnten jedoch keine Beweise
erbracht werden, die das Vorhandensein einer straf_
baren Handlung im Sinne der §§ 49a, 49b, 127, 128,
129 und . 211 StGB rechtfertigen wiirden."

Auch der Oberstaatsanwalt in MUnchen hat das Ergebnis
dieser bayerischen Ermittlungen dahin gewUrdigt, class
er den hinreichenden Verdacht einer strafbaren Handling im
Sinne der §§ 49a, 49b, 211 if StGB nicht ale dargetan ansehe.
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Der Generalstaatsanwalt in Stuttgart hat am 6.11, die

von der Kriminalhauptstelle der Landespolizei in WirtteM-

berg durchgefUhrten Ermittlungen mit einem Bericht der StA

Stittgart vorgelegt, in dem es hinsichtlich des Komplexes

"Proskriptionslisten" heisst:

"In dem Ordner, der die von den Landesfiihrern

eingereichten Personenlisten enthielt, fanden Bich

keine Listen aus Baden-nrttemberg. Die grease grane

Namenskartei (vgl. Anlage III zur polizeilichen Mel_

dung)wurde auf Namen aus Baden-Wlirttemberg durchge--\

sehen. Diese Kartei enthalt eine biiromassige Zusammen-

stellung von Namen, die in irgendwelchem Zusammenhang

beim Technischen Dienst in Erscheinung getreten waren.

AUf den-KarteAl war meist auf die Fundstellen in den

Akten des Technischen Dienstes verwieeva, u.a. auch

auf eine Sammlung von Beurteilungen wichtiger Per-

sdnlichkeiten, z.B. Kalbfell, vgl. Anlagei zur po-

lizeilichen Meldung Bl. 41, und SchOttle, daselbst
Bi-. 43. Diese beiden Beurteilungen zeigen schon, dass

diese Sammlungen nicht politische Gegner namhaft

machen (vgl. B1.43, Schlittle, dessen Gegnerschaft zur

KPD hervorgehoben wird), sondern nur Material zur

Beurteilung sammeln sollten."

Der Generalstaatsanwalt in Braunschweig hat mir am

23.12. emn bei der StA Baunschweig anhangiges Verfahren

zur Kenntnisnahme zugeleitet, in welchem em n in Braunschweig

lebender Journalist namens Dertants einen angeblichen friiheren

SS.Offizier namens Andera"bezichtigt, mit der Aufstellung

von "schwarzen Listen"

beschattigt gewesen zu sein und davon gesprochen zu haben,

dass die in diese Listen aufgenommenen Personen im Palle

X "umzulegen" seien. In diesen Ermittlungen, die in ihrem

jetzigen Stand•noch kein klares Bild erkennen laSsen,

wird einmal aUch der Name des Beschuldigten Peters aus

dem vorliegenden Verfahren genannt, aber emn fassbarer

Zusammenhang mit der "Partisanenorganisation" ldsst sich

einstweilen nicht erkennaa.	

d;c:4517,F.E;41.
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Von anderen Generalstaateanwalten sind mir Mitteilungen
Aber einschlagige Verfahren nicht.zugegangen.

Von meinen Sachbearbeitern sind die hauptsdchlichsten
Beschuldigten und sonstigen Hauptbeteiligten Peters, Riet7
dorf, Breitkopf, Otto, Klotz, Lath, Topp, Sewat, Wagner
und Hofmann in eingehenden, zum Tell wiederholten Verneh-
mungen gehtirt worden. GletOhzeitig haben in meinem Auftrag
Beamte des Bundeskriminalamtes in breitem ihnfang Vernehmun-
gen der Landesleiter und sonstiger Organisationsangehdriger
durchgefUhrt, mit diesen Ermittlungen sind die Besohuldig-
ten und Zeugen Kaufeld, Kirchhof f Wolf, Schmidt, Zietlos,
Buxellf Pintscher, Waibel f Deprê, Schrdder, &basing; Fischer
und Radermacher erfasst worden.

Im Zusammenhalt mit den oben erwahnten Erhebungen
der wfirttembergischen und beyerischen Landpolizei kann
gesagt werden, dass nunmehr samtliche leitende Persdnlich-
keiten der Organisation, she Mitglieder des Stabes una
samtliche . sonstigen Auskunftspersonen von einiger Bedeutung
gehdrt worden sind, soweit sie einer Inanspruchnahme durch
deutsche Behdrden zur VerfUgung standen. Die letztere
Einschrfinkung bezieht sich auf die amerikanischen Beteilig-
ten, deren Vernehmung nicht modglich war. Ich habe versucht,
in unverb indlicher Ffthlungnahme - teila fiber des Bundes-
amt fUr Verfassungsschutz, tells auch in Besprechung mit
einem zu mir entsnndten amerikanischen Vertreter aus dem
Stab des Hohen Kommissars - zu erreichen, class die Angaben
der amerikanischen Perstinlichkeiten, die an der Fthrung und
tberwachung der PartisanenorganisatiOn beteiligt waren,
in irgend'iner Weise mir zug4nglich gemacht wiirden.
Dieser Versuch 1st jedoch ergebnislos geblieben.

Im Augenblick sind nur nooh Nacherhebungen zu einzelnen
Punkten im Gange, die aber lediglich der Abrundung des
GesaMtbildes dienen werden. So ist beispielsweise das
Bundesamt ftr Verfassungsschutz gebeten worden, nach den
einstweilen noch unbekannten Naohrichtenagenten zu forschen,
die des Rohmaterial ftr die von Hofmann und Dr.Wagner an
den BDJ gelieferten Personalblatter (vgl. unter II 5) zur
VerfUgung gestellt haben. Eine wesentliche Anderung

This dro!!r-7!	 rnr1	 SD ii/7,11:1/
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In dieSem Organisationsplan werden die "Aufgaben

des Apparates" in folgender Weise umschrieben:

"A) In den Oat- and Westzonen Deutschlands eine

geheite Widerstandsbewegung zu rekrutisieren,

organisieren, auszubilden und zu unterhalten,

die in der Lage 1st, Guerillo- and Sabotage-

tatigkeiten gegen die eindringenden and be-

setzenden sowjetischen Streitkrafte durchzufUhren,

B) in grOsstmOglichstem Ausmaaa wit den westlichen

Streitkraften wahrend der Zeit vor dew Kriege,

am D-Tag und wahrend der Besetzung Deutschlands

durch die feindliohen Streitkrafte zusammenzuar,

beiten."

Uber die vorgesehene"Tatigkeit des Apparates" heisst

es in diesem amerikanischen Organisationsplan:

"A) Wahrend der Zeit vor dew Kriege.

Die Friedenszeitaufgabe des Apparates 1st die

Taktik, die Nachrichtenverbindungen, die Kenntnis

des Geld:ides und der Sabotagemethoden zu ver-

vollstdndigen. Ale zweite Aufgabe soil er

als Nachrichtendienstsystem in Verbindung ande-

rerbrganisationen dienen und Angaben fUr die

Erfordernisse an! hdherer Basis erzielen.

B) Wahrend der Zeit: D-Tag.

Die Hauptanstrengung des Apparates wEihrend dieser

Zeit sollte 	  sein, dass strategische

Potential zu zerstdren, wofUr der Apparat gegen-

wartig bestimmt let.

C) Nach dew D-Tag and wahrend der nachfolgenden Be- .

setzung: Die Ubrigbleibenden FUhrer werden damit

anfangen, den Apparat wieder aufzubauen, Uberfalle

und aktive Sabotagetlitigkeit werden beginnen.

Der Widerstand wird beginnen."

./.
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Im w6iteren Test ist davon die Rede, dass "der alliterte

Kommandeur, der die Widerstandkampfer einsetzt und ver-

sorgt", einen Verbindungsoffizier bei dem "Chef der Wider-

standbewegung" haben werde.

Aus all'dem ergibt sich eindeutig, dass nach der Ab-

sicht amtlioher amerikanischer StIllen die Organisation

" Sin ailed in einer umfassenden militarischen . Planung dar-

stellen, im Kriegsfalle bestimmte milithrische Aufgaben

unter amerikanisdher oder alliierter FUhrung iibernehmen

Lind bis zum Kriegsfalle sich auf diese kriegerischen Auf-

gaben vorbereiten sollte. Es handelte sich also such nicht

etwa um sin privates Unternehmen deo -Garwood', sondern naoh

der amtlichen amerikanischen Konzeption schleathin um einen

militarischen Verband, dessen Geheimhaltung durch die beab-

sichtigte spdtere Verwendung als Partisanengruppe zu ver-

stehen 1st.

Die deutschen Beteiligten haben im wesentlichen Uberein-

stimmend angegeben, dass sie sich gegen die ihnen sinnlos

erscheinende Konzeption des Partisanenkrieges gestraubt

L_	 hatten und dass ihre Plane dahin gegangen seien, in dem

erwartenten Falle einer russischen Besetzung die waffen-

.rahige Mannschaft in "sichere Raume" im Westen und Widen

abfliessen zu Lassen. Auch dabei blieben ihre Vorstellun-

gen aber ausschliesslich im Rahmen des befUrchteten Krieges.

Es hat sich, abgesehen von den unsubstantiierten Andeutun-

gen des Anzeigenden Otto, kein Anhaltspunkt dafUr gegeben,

dass die Organisation Sich innenpolitische Ziele gesteckt

hatte.

Wer die Organisation gesinnungsmassig In der Nahe-
,iitetWrps und "Kampfverbhnde" der Zeit nach dem

me. "	 -

03.19'45° -	 ersten Weltkrieg sucht, Ubersieht wohl emn wesentliches

psychologisches Element. Hinter der sogenannten Partisa-

nenorganisation stand ale Ausgangspunkt, wie sich ale

Gesamteindruck aus den zahlreichen Vernehmungen ergab,

Katastrophenstimmung und Angst. Zu einem grossen Tell

waren die Angehdrigên der Organisation frUhere Offiziere,

die mm Falle russischer Besetzung Tod oder Verschikung

befUrchteten. Ihr Wille ging mehr auf Rettung aus einer

befUrchteten persdnlichen Gefahr ale auf politische Ein-

flussnahme.	 ./.
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Treilich wurde die Neigung zur Betatigung in dieser •

Organisation auch durch die reichlich fliessenden

mittel beenstigt. Nach den zurUckhaltenden Angaben, die

der Beschuldigte Peters tber diesen Punkt gemacht hat,

mtssen die amerikanischen Zuwendungen an die Organisation

in der Zeit von etwa Mdrz 1951 bis September 1952 mindestens

500.000 DM ausgemaoht haben. Uber die zahlenbadssige Starke

der Organisation hat sich keine voile Klarheit ge-

winnen lessen; die Angaben der Beteiligten schwanken

zwischen 1.000 und 4.000. Die Angaben der Landesleiter bei

der jetzt durchgefUhrten VernehmUng lassen jedoch Uberall
auf geringere Zahlen schliesSen als ale - wohl aus Grtnden

der Pinanzierung - den amerikanischen Dienststellen gemel-

det worden sein m8gen. Dutch die Schulung in Wa1dmichelbach
sind nicht wesentlich mehr ale 100 Organisationsangehbrige
gegangen.

2. ZusammenhUnge mit dem BDJ. 

Einige fthrende Persdnlichkeiten der Partisanenorganisation

so insbesondere der Beschuldigte Peters sind aus dem BDJ

hervorgegangen und die Werbung vor allem in der ersten Zeit

hat sich infolgedessen vorwiegend an Kreise des BDJ gewandt.
Darner hinaus hat sich aber emn organisatorischer Zusammen-

hang zwischen BDJ und Partisanenorganisation nicht feststel-

len 1assen. Dass die Organisation in ihren ersten Anfangen

ale "Technischer Sonderdienst des BDJ" auftrat, let

in nicht nnglaubhafter Weise mit Tarnungsabsichten erkldrt

.wprdepreil unter dieser Bezeichnung eine unauffalligere

mdglich war. In Wirklichkeit war die Organisation,
°
wenn pie sich auch in den ersten Wochen in der rdumlichen

Ndhe des BDJ entwickelte, niemals eine Untergliederung des

BDJ, sondern eine durch amerikanische Lenkung und Finanzierung

von diesem unabhangige und selbstandige Organisatil. Von

alien in die inneren Vorgdnge eingeweihten Beteiligten -

so auch von dem Anzeigenden Otto - let aber tbereinstmmend

erklart worden, dass im Sommer 1951 die raumliche wad

personelle Trennung vaa BDJ durch ausdrUcklichen Befehl

des amerikanischeb Verbindungsoffizier herbeigefahrt worden

war, wad dass an ihr aus GrUnden der Geheimhaltung auch

,/.
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festgehalten wurde.

Peters war zwar im Mai 51 zum 2. VorsitZenden des BDJ ge-
wdhlt worden, hattvulog dieses Amt nach seiner Darstellung
achon im Juni 1951 niedergelegt und Bich au! jeden Fall
nach dieser Zeit nicht mehr nachweisbar im BDJ betdtigt.

Auch die Vernehmung des frUheren ersten Vorsitzenden
des BDJ, Paul LUth, hat keinen Anhaltspunkt daDir gegeben,
dass Isiah persdnlich icier der BDJ ale Organisation omen
Einfluss auf die "Partisanenorganisation" besass.

3. Das "BUrgerkriegsdokument"

In der bffentlichen Diskussion-ist aaf eine duel
den Besitz des Beschuldigten Rietaorf beschlagnahmte
Denkschrift Uber ."Massnahmen zur Bekdmpfung inherer Uh-
ruhen" ale Beweis fUr die innerpolitischen Tendenzen
der Organisation hingewiesen warden. Ale der Verfasser
dieser Denkschrift hat sich der Beschuldigte Topp
bekannt, freilich silt der Einschrdnkung, dass er wesent-
liche Teile dieses SchriftetUckes aus einer alten Frei-
korpszeitschrift "Der Reiter gegen Osten" abgeschrieben
habe, die in der von ihm benutzten Nummer den Befehl
eines Reichswehrkommandeuts aus diner Epoche innerer
Unruhen wiedergegeben habe. Ich babe bis jetzt vergeblich
versucht, die Zeitschrift in einer der deutschen Biblio-
theken zu ermitteln. Inzwischen ist sir aber auch
von privater Seite erkldrt worden, dass die Topp'sche
Denkschrift anscheinend Teile eines Befehls des Generals
Maerkg aus der Zeit innerer Unruhen nach des ersten

vtt

wiedergebe,te	 tag
SO.° Topp hat die nach seiner Darstellung fUr den BDJ
verfapste Denkschrift in Mdrz 1951 den Beschuldigten
Peters Ubergeben, der damals noch ale zweiter Vorsitzen-
der des BDJ fungierte. Peters will sie dann einem be-
freundeten Offizier, angeblich einem in Berlin lebenden
Oberst Doerk zur PrUfung ilbergeben haben und dann, weil
die Beurteilung durch diesen Offizier negativ gewesen eel,
ale bedeutungslos beiseite gelegt haben. Rietdorf will
das SchriftstUck bei der Beseitigung des Schriftguts
der Organisation erstmals gesehen und aus Interesse am

./.
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Inhalt an sich genommen haben. Hachforschungen nach dem
angeblichen Oberst Doerk sind noch im Gange.

Die Topp'sche Denkschrift weist in der Tat kritische

und fast durchweg ironische Randbemerkungen auf, die

nach ihrem Inhalt wohl von militdrischer Seite stammen.

kdnnen. Die Datierung der Denkschrift ("Mdrz 1951")

sprieht nicht dafUr, dass ihre Gedanken aus der Partisa-

nenorganisation erwachaen sind, denn im Marz 1951 stand die

Organisation in ihren Anfangen. Ihr Inhalt ldsst Bich such

weder mit den Zielen vereinbaren, die der Organisation

yen amerikanischer Seite gesetzt waren, nooh mit den Ge-

dankengdngen, die sich im Ubrigen be! den Angehdrigen der

Organisation haben feststellen lassen; in der einen wie

in der anderen Sicht war die Organisation au! den Kriegsfall

hin orientiert and beschdftigte sich in keiner Weise mit

der Mdglichkeit innerer Unruhen. Man kann daher aus dieser

Topp'schen Denkschrift keine SchlUsse auf die Denkweise

der Angehdrigen der Partisanenorganisation ziehen, denn es

1st zum mindestennicht zu widerlegen, dass es sich dabei

um eine ohne inneren Zusammenhang mit der Organisation

entstandene Arbeit rein theoretischen Charakters handelt,

die weder zu irgend welcher konkreten Betdtigung noch inner-

halb der Organisation zu ernstlicher Beschdftigung mit ihr

gefUhrt hat.

4. Der durch die Vertiffentlichung des "Spiegel" entstandene

Verdacht des Fememerdes hat Bich ale unbegrUndet erwiesen.

idle in die

dementi

ser

 Riert

chtu

. ng

 angestellten Ermni:ungenTi

Nachricht	

reyiem

keiner1ei Anhaltspunkte fUr das Vorliegen eines Fememordes

gegeben. Der "Spiegel" hat inzwischen such selbst seine

sablected to inciivid

filo. 11	
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5. Der Komplex "Proskriticnsliste" 

Ale Ausgangspunkt mag die Landtagserkldrung des

Hessischen MinisterprAsidenten Zinn vom 8.1o.1952 dienen,

da durch sie das in der Offentiichkeit entstandene Ver-

dachtsbild massgebend bestimmt warden let. Der Hessische

Ministerprdsident hat nach den Landtagsdrucksachen III

Nr. 32 zu diesem Punkte ausgefUhrt:
110
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"Die Organisation hatte sich zugleich eine
innerpolitische Aufgabe gestellt. Das Referat
I f, der sogenannte Abwehrdienst, sollte in der
Bundesrepublik diejenigen Personen ermitteln,
die nach Auffassung des Technischen Dienstes
des BDJ im Palle einer militdrischen Auseinander-
setzung mit der Sowjetunion els politisch unzu
verldssig gelten, oder die nach Vermutungen des
Technischen Dienstes des BDJ fiir eine Verwendung
in einer deutschen Verwaltung unter russischer
Besetzung in Frage kommen konnten, oder die
nach Ansicht des Technischez“ienstes des BDJ
Gegner eines deutschen Berteidigungsbeitrages oder
aber Gegner des Generalvertrages und des gm-
Vertrages waren.

Bach dem Gestdridnis des leitenden Mannes des Abwehr.
dienstes sollten diese Personen im Falle X "kalt-
gestellt" werden. Darunter wurde nach seinem Ge-
standnis von ihm und den tibrigen masegebenden
Fiihrern der Organisation ein Beseitigen, notfalla
mit der Waffe, -irrstanden.

'biter dem beSchlignahmten Material des Abwehr-
dienstes befinden sioh auffdlligerweise nur 15
Karteibldtter iiber Kommuntsten, dagegen rund
80 Karteibldtter tither fiihrende Sozialdemokraten."

.Nach AufstellUng einiger Namen sozialdemokratischer
Politiker heisst es weiter:

This d(ni:r,v,•:'	 . ■7 Z1: ;i11,C172:,7.1

"Die Karteibldtter enthalten eine Pers 4. ''5' 1. '2 1 °2 mus 53systematto rawatt.

schreibung und einen eingehendenpolitischen
Iebenslauf der betreffenden Personen. Dabei fdllt
auf, dass zahlreiche in der Kartei erfasste Mitglie-
der der SPD kommunistischer Verbindungen verddchtig
werden, zum Beispiel der hessische Innenminister
Heinrich Zinnkann. Sie kennen elle die hessischen
Minister Zinnkanh und Metzger und wissen selbst,
wie sinnlos und unwahr solche Angaben sine. Bass
nut wenige Kommunisten in der Kartei erfasst sind,
ldsst sich vielleicht daraus erkldren, dass einer
der fiihrenden Leute der Organisation auch im Verdacht

• / •
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ateht, /Whiling nach Karlshorst und Pankow zu haben.

Ausser den Karteibldttern wurde eine Liste von etwa

12o fUhrenden Personen der SPD,'darunter der erste

Vorsitzende Erich 011enhauer, gefunden. Die dazu ge-

hbrigen Karteibldtter fehlten. Ausserdem wurden

Mitgliederlisten van der SPD gefunden und von uns

beschlagnahmt."

tie ErmittlunEen haben dazu folgendes ergeben:

Die Organisation, der ja in dem auszugsweise wieder-!

gegebenen amerikanischen Organisationsplan

die Zeit vor dem Kriege emn "Nachrichtendienstsystem"

ale zweite Aufgabe gesetzt war, unterhielt in ihrem Stab

eine Abteilung "Sicherheit", deren Aufgabenkreis

etwa im Slime des in militdrischen Verbdnden herkOmmlichen

Begriffes der "Abwehr" gedacht war.

Diese Abteilung wurde bis Herbst 1951 von dem

Anzeigenden Hans Otto gefUhrt, der dann von dem Beschul-

digten Rietdorf in der Leitung dieser Abteilung abgelbst

wurde. Wenn Otto in der Erkldrung des Hessischen Minister-

prdsidenten als der leitende Mann‘dieses Abwehrdienstes

bezeichnet wurde, so let das also nur sehr beschrankt •

richtig. Die Vernehmung des Otto durch meinen Sachbearbeiter

hat erwiesen, dass er die wesentlichen Karteien und Listen

dieser Abteilung nicht kannte, well sie erst nach seinem

Ausscheiden aus der Leitung dieser Abteilung angelegt

waren. Otto hat infolgedessen bei sein9r Vernehmung vor

meinem.Sachbearbeiter, diePeiaiprOtPdcgeloolizei und

vor dem deutsch—amerikanischen Untersuchungsausschuss

Uber den Inhalt der Listen und Karteien gemacht hatte,

in wesentlichen Punkten erheblich einschrdnken mUssen

und Bich damit zu rechtfertigen versucht, dass er Behaup-

tungen der frUheren Vernehmungspersonen Uber den Inhalt

der Listen und Karteien als wahr angenommen und bestdtigt

habe, chne die Unterlagen selbst zu kennen. So hat er

zu seiner in der Erkldrung des Hessischen Ministerprdsi-

denten wiedergegebenen Behauptung, die Kartei enthalte

einige Kommunisten, im Ubrigen nur Sozialdemokraten,

vor meinem Sachbearbeiter erkldrtmire--- .foe, , 00rmnt ro
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"Es wurde mir bei der Vernehmung gesagt, dass die

Kartei einige Kommunisten und im Ubrigen nur

Sozialdemokraten enthalte. Ich babe das ale

wahr angenommen, Was mir von dem Vernehmenden

Uber den Inhalt der Kartei gesagt wurde 	

ich sehe em, dass ich bei dieser Vernehmung

richtigerweise hdtte sagen dissen, dass.mir Weder

der . Inhalt der Gegnerkartei noch der.Inhalt der

Proskriptionsliste bekannt eel. Ich babe mich

durch die Behauptung irrefUhren lessen, dass in

der Kartei die Namen einiger Kommunisten und zahl-

reicher Sozialdemokraten enthalten seien 	 "

Eben dieser Otto, emn frdherer SS-Offizier, der nach dam

Kriege fUr einen englischen kachrichtendienst tdtig ge-

wesen war und BeziehUngen zu gewerbsmAssigen Nachrichten-

agenten, wie z.B. zu dem in einem Landesverratsverfahren

verhafteten Wehlen unterhielt, in seiner bisherigen

Lebensgeschichte also einen zwielichtigen Eindruek machte,

hatte schon in der BundesfUhrung des BDJ eine Abteilung I f

mit einem dhnlichen Aufgabenkreis zwischen Nachrichten-

sammlung und Abwehr geleitet. Ale er im Sommer 1951 mit

den Beschuldigten Peters zu dessen Organisation hinUber-

wechselte, =dam er wesentliehe Teile des beim BDJ ange-

fallenen kachrichtenmaterials.mit hinUber. Dieses Material

wurde aber erst fur die , Zwecke der Organisation neu ge-

ordnet, nachdem Rietdorf mm Herbst 1951 die Abteilung

icherheit" Ubernommen und Breitkopf mit der Ordnung be-

auftragt hatte. Erst bei dieser Arbeit des Breitkopf sind

die Karteien erwachsen, die bei der Beschlagnahme er-

feast wurden. Soweit ale für das vorliegende Verfahren

von Bedeutung sind, handelt es sich um

a) eine ArUne Kartei: 

Diese Kartei let lediglich eine Zusammenstellung

der Namen, die in irgendeineth der anderen Ordner

getreten sind und verweist jeweils

'16s
-eWa" 13."' 

(c's1--5tora:,tis auf die Fundstelle in dem betr.Ordner. Sie let also
Illute.lecIttea	

[C,avidual 
3

emn reines Namensregister ohne sachliche Bedeutung.

./.
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b) eine rote Karteit

Die aus 70 Karten bestehende Kartei, von den

Beteiligten ale "Warnkartei" s oder "Abwehrkartei"

bezeichnet, enthdlt Personalangaben Uber:Personen,

die vom Standpunkt der Organisation ale frindlich,

gefdhrlich oder verddchtig anzusehen waren, darunter

such der aus der Organisation wieder Ausgeschiede-

nen. Auf der Kartei jet jeweils der Grund angegeben,

aus dem die Verzeichneten Personen in die Kartei

aufgenommen worden sind.

c) einen Ordner mit der tufschrift "Proskriptionsliste" 

die 12 Bldtter mit Namen enthdlt, grOsstenteils

ohne ndhere Personalangaben und ohne Angabe des

gegen die Person bestehenden Verdachts.

d) einen Ordner wit der Aufschrift "Personelles"

Dieser Ordner enthdlt neben anderem politischen

Nachrichtenmaterial vor allem die von Minister-

prasident Zinn in seiner Landtagserkldrung ale

"Karteibldtter" bezeichneten Personalbldtter tiber

vorwiegend sozialdemokratische Politiker und Ge-

werkschaftler. Diese Personalblatter, durchweg

ach einheitlichem Schema aufgebaut, enthalten

jeweils die Personalien, die Personalbeschreibung,

einen mehr oder weniger ausfiihrlichen politischen

Lebenslauf und eine politische Oharakterisierung.

Auf Grund der Erkldrung des Heseischen Ministerprdsidenten

und der anschliessenden Pressedusserungen let die Offent-

liChkeit besonders durch die Vorstellung beunruhigt worden,

dass diese Sammlung fiihrender Sozialdemokratischer Politiker

mit dew Komplex !!,Proskritionsliste" in Verbindung zu bringen

sei. Zu dieser Verkniipfung let Ministerprdsident Zinn wohl

durch die Aussage . verleitet worden, die Otto am 1.10.

vor dew Polizeiprdsidium Frankfurt/M. gemacht hatte. Darin

hatte er erkldrt:

"Die Kartei Uber etwa 100 Peraonen hat sich auf

diejenigen Personen erstreckt, von denen bekannt wet,

dass ale eindeutig gegen eine Wiederbewaffnmi

Deutschlands eingestellt waren. In der Kartei, die

• / •
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noch keineswegs vollkommmn war, befanden Bich einige

Kommunisten und in der Hauptsache Sozialdemokrat4n,

bei denen der Verdacht bestand, dass ale zu einem von

uns angenommenen extremen sozialen FlUgel gehOrten und

trotz der gegenwartig bekannten Gegnerschaft der

Sozialdemokraten zur.SED nach dem Einmarsch der russi-

schen Truppen fUr leitende Stellungen in Frage kommen

konnten."

-1"As
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In Wirkliehkeit ' wusste Otto, dass . es sich gerade bei

diesen Personalblattern urn em reines •nformationsmaterial

handelte, des beim BDJ gesammelt und von ihm aelbst mitge-

nommen worden war. Vor meinem Sachbearbeiter hat er darUber

angegeben:

'	 "Der Hefter "Personelles" let eine Zusammenfassung aller

derjenigen Informatienen Uber Personen; die Uberhaupt

einliefen. Er sollte ale Unterlage fUr die Auswertung

in Gegnerkartei und Preskriptionsliste dienen. Der

Hefter "Personelles" enthalt Informationen ohne

jede sachliche Untersicheidung von Freund und Feind,

wie Uberhaupt alles, war interessieren kann. Aus der

. • Tatsache, dass jemand in diesem Hefter "Personelles"

ehthalten let, ldset sich also nicht sohliessen, ob

er als Gegner oder ale Kandidat fUr die Proskriptions-
liste in Frage kemmt. Das hangt von dem Inhalt der

Uber ihn eingdkommenen Auskunft rib.

DAs vorhin erwahnte Blatt "von Knoeringen" oder-

beibpielsweise "Kaisen" stammen von einem Dr.Wagner

aus MUnchen, der diese BlOtter gegen VergUtung geliefert

hat. Sie sind also nicht von uns selbst zusamMengestellt,

,,,t3o4dprn in der Form, wie ale sich in dem Ordner "Perso-

,xtoites" befinden, von Dr.Wagner bezogen worden. Ich
habe vorhin beim Blattern gesehen, dass auf einem

Blatt emn Zusatz von LUth sich befindet; es handelt

sich um das. Blatt 53. Im wesentliehen werden aber die

Blatter so sein, wie ale von Dr.Wagner einkamen. Fast

elle BlOtter, die sich mit der Person und dem Lebens-

lauf von SPD-Politikern befassen und sich in dem Ordner

./.
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"Fersonelles" befinden, stammen von DrAagner.
Diese Blatter mUssen also- im wesentlichen schon beim
BDJ angefallen und bei der Trennung taus dem Bestand
des BDj mit Ubernommen worden

Die Herkunft dieser TersonalbIatter let. duroh die Er-
mittlungengeklart. Sie waren von dem Zeugen Dr.Wagner,
einem Angestellten des evangelischen Hilfswerks in MUnchen
und LandesgeschAftsfUhrer des- BEE in Bayern, laufend an - -
LUth, dem friiheren 1. Vorsitzenden des BDJ, geliefett worden.
LUth hatte sich mit Dr.Wagner fiber die feindselige Einatel-
lung ter SE) gegenUber dem BDJ unterhalten und dabei ge-
Aussert, er wale versuchen, mit den "weissen"Sozialde-

. mdraten, titled sinngemtis mit dem rechten FlUgel.der
Fiihlung zu kommen. In diesem Zusammenhang Ausserta er.den

Wunsch nach InfOrmationen Uber fUhrende SPD-Politiker. Dr.
Wagner Ubernahnden Auftrag, nachdem er den Zeugen Hdfmann,
einen bayerischen Gerichtsreferendar, fUr die Lieferung des-
gewUnschten Informatimnsmaterials gewonnen hatte. Hofmann
seinerseits, der in der Nachkriegszeit einige Zeit fur
omen amerikanischen Nachrichtendienst gearbeitet hatte,
warb mit Hilfe dieses Nachrichtendienstes zwei Nachrichten-
agtenten an, die ihm das Material lieferten. Diese beiden
Nachrichtenagenten, von denen Hofmann nur die Deckmamen
anzugeben weiss, aind bisher nicht ermittelt worden.
Hofmann, der auf. meinen Sachbearbeiter einen durohaus
glaubmardigen Eindruck gemacht hat, hat angegeben, dads
einer dieser Agenten in Hannover gewohnt habe, und hat an-
gedeutet, dass dieser Zugang tu parteiamtlichem Material
ter:,,Parteileitung der SPD gehabt habe, Der andere dieser
"liaiden Agenten Sass in Frankfurt a.M. und arbeitete In Auf-
trag sines Nachrichtendienstes in . kommunistischen Tarnorga-
nisationen. Soweit die Personalblatter durch die Datierung
aus Hannpver oder Frankfurt/M. nicht auf einen oddr anderen
dieser Agenten hinweisen, mind ale von dem Referendar
Hofmann . selbst zusammengestellt worden. Dabei handelte es
sich im wesentlichen um bayerische PersOnlichkeiten, die
ihm bekannt waren, wie etwa den bayerischen Innenminister
HOgner oder semen eigenep Generalstaatsanwalt.

•/*
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Die auesere Form diaser Informatienen mit einer von--
standigenyersonalbeschrtibung hat Hofmann, wie-er
:angibt, von Bich aus gewahlt und ale ' such semen
Agenten vorgeschrieben, well er von seiner eigenen Tatigkeit
in dem erwahnten NachriChtendienst diese Form der Onfor-
mationen iiber . pOlitische Persdnlichkeiten gewohnt war.

.Hofmann und Dr.Wagner, der die Blatter ohne eigene
Axteit lediglich an Liith weitergeleitet hat, betrieben
dieee Naohrichtentatigkeit zugegebenermassen nur ems_

• ErwerbagrUndeni- 	 Ltith hat fib' die-ihm in der Zeit von
Sommer 195o biS FrUhjahr 1951 gelieferten Blatter rund
13.000 15.000 DM bezahlt Ein eigenes pOlitischee Inter-
est:se let nicht ereichtlich: seweit eine politischa.pin-.
farbung des. Materials erkennbar'ist, lasst ale Slob aus
dem von Liith angegebenen Verwendungszweck erklaren.

Diese Personalblatter aind also wader bei der Orga-
nisation selbit, noch such nur fur ale hergestellt worden,
eondarn V n Hlfmann und Dr.Wagner, die von der Existenz der
"Partisanenorganisation" nichts wuseten, flir den BDJ ala
politischee Informationematerial geliefert worden. Die im
Besitz der Organisation gefundenen Blatter Bind zum grOssten
Tell schon,zu einer Zeit entstanden, ale die Organisation
noch garnicht bestand. Es steht feat, dass Otto . selbst diese
Blatter zum Schriftgut der Organisation mitgenommen hat;
er hat sich wohlAiuch die wenigen Blatter, die aus dem
Sommer 1951 stammen, noch bei dem BDJ beschafft. Dass kein
Zusammenhang zwischen der Organisation und den Lieferanten
dieser . Blatter bestand, wird dadurch bekraftigt, dass sus
der Zeit vom Sommer 1951 bis Friihjahr 1952, ale die raumliche

inung vein BDJ vollzogen war, keine weiteren Blatter mehr
Organisation-gelangten. Bel der. Organisation Bind diese

Blatter lediglich geordnet worden, ohne dass emn bestimmter
Verwendungszweck ersichtlich ware. Weder die rote Kartei
noch die Proskriptionsliste enthalten einen Namen aus
diesen Blattern.

Unter dem Gesichtspunkt des Verdachts, daes Listen
von Personen mit der Absicht spaterer Liquidierung aufge-
stellt worden seien, werden also sowohl die Namen aus der
grUnen Kartei, ale auch aus dem Ordner "Personelles ausser
Betracht bleiben mUssen t denn es ist nach dem Ergebnis der
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Ermittlungen unwahrscheinlich und at jeden Fall nicht zu
erweisen, dass diese beiden Nemenssamillungen mit solcher
Absicht erstellt worden sind.

Die rote Kartei 1st von den Beteiligten Uberein-
stimmend ale Warn und Abwehrkartei bezeichnet Worden.
Sie jet auf Grund von Me/dungen zusammengestellt worden,
die die Landesleiter Uber Elemente in ihrem Bereich er--	 . 	 _
statteten, die unter dem Gesichtspunkt der Organisation
ale feindlich oder geftihrlich angesehen wurden; ent-
sprechend der allgemeinen Ausrichtung auf den Ball einer
Besetzung durch die Russen handelte es sich dabei - abge-
sehen von ausgeschiedenen Organisationsmitgliedern -
durchweg ttibrPersonen, die der Verbindung mit dent.Osten
verdiiChtig schienen. Diese Von den Landesleitern ein-

. gehenden Meldungan wurden, wie.die_Beteiligten angaben, -
laufend an den amerikanischen Verbindungsoffizier weiter-
geleitet und gleichzeitig in der roten Kartei ausge-.
wertet. Bekannte politische Persbnlichkeiten finden sich
in der Kartei nicht. Wenn man von der Tatsache ausgeht,
dass die Organisation eine Geheimorganisation mit der
Aufgabe der Partisanentdtigkeit im Besetzungsfalle dar-
stellte; entspricht-die Anlage dieser'Kartei, 80 dilet-.
tantisch sie such sein mtige, dent Zweck, vor bestimmten
Personen sow9h1 unter dent Gesichtspunkt der Abscbir7
mung wie each• der Gefahrdung . bei der BrfUllung spaterer
Aufgaben zu warnen. Aus Anlage und Inhalt der Kartei
selbsf ergibt sich nichts /Ur eine Absicht, diese

'Peronen jetzt oder eptiter zu beseitigen.

Auch der Ordncr mit der .4/schrift n Proskriptions-
' liste n liesse an slob, wenn or nicht diese auffdllige

Bezeichnung trUge, nach seinem Inhalt nicht auf eine
solche Absicht schliessen Warum die Namenslisten, die die.
ser Ordner enthalt, unter einer solchen Bezeichnung gesam-
melt sind , hat sich nicht vtillig klaren lessen. Be
spricht viel daftr, dass die Ablage in diesemprdner nur
eine Verlegenheitsldsung war, well die Lists lediglich

- Namen, nicht aber Personalien und Sachangaben enthielt, so
dass ihre Auswertung kn der roten Kartei nicht miiglich war.
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Anf jeden Fall entspricht der Inhalt dieses Ordners mit
seinen vtillig unbekannten Ha:nen, fast durchweg ohne each-
liche Verdachtsangabe, nicht dem, was man sich 	 einer
Proskriptioneliste vorstellt: hinsichtlich der beiden
ersten Personen, auf der mit "Helge Stark" gezeichneten
Hamburger Liste hat der Beschuldigte Topp, von dem diese
Liste heritihrt, einleuchtend geltend gemacht, daes die
hierbei-gegebene BegrUndung ledigliCh eine Warnung vor
einer Nachrichtenverbindung mit diesen Personen enthielt.

Es bleibt •freiliCh die verdaehtige Verwendung des
Wortes "Proskriptionslitte". DieSes Wort 1st von Riet-
dorf gepragt worden, und dieser hat es, wie einvfl ihm
gefertigter Auszug belegt, aus ether von ttkrainischen
Emigranten verfassten BroschUre iiber den Aufbau eines
russischen Sicherheits- und Abwehrdienstes entnommen.
Die bewusete Entnahme dieses Begriffes aus russischem
Sprachgebranch und russischer Praxis legt die.Ausdeutung
im Sinne ether Liquidationsliste nahe. Die Beschuldigten
Rietdorf und Peters haben in ihren Schlussvernehmungen
auch- nicht bestritten, dass sie slob mit Gedanken dieser

'-Artbeechtittigt haben. Rietderf hat erkldrt:

"Dass des Wort "Proskriptionsliste" von mir gepriigt
worden let, und dass ich den Begrift aas einer
russischen EmigrantenbroschUre entnommen habe,
habe ich schon in meiner fritheren Vernehmung ange-
geben. Ale ich diesen Begriff pragte, sah ich
emn sachliches Problem, dass sich im Zusammen-
hang mit der Aufetellung der Mob-Pl4ne ergab.

..:Entsprechend der Aufgabe, die unserer Organisation-
-gestellt war, rechneten wir la mit . einer Besetzung
des deutschen Gebietes durch die Russen. Nach den
bisherigen Erfahrungen let vorauszusehen, der
die Russen eine Organisation des zivilen Lebens
dUrch Personen, die ihnen organisationsmkssig oder
gesinnungsmassig nahestehen, versuchen warden.

* Vielfach ldset sich schon jetzt ln einzelnen Ge:
bieten mit'Sicherheit voraussagen, wer beispiels-
weise den Posten eines BUrgermeisters oder eines
Landrats im Falle einer russischen Besetzung ein-
nehmen wird. Daraus ergab sich ftir mich die Frage

./.
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ob eine des Gebiet rdumende MilitarmaCht diese
Personen, deren Zusammenarbeit mit dem Feinde
sicher vorauszusehen war, in dem Gebiet belassen
sollte. Ich perstinlich war der Meinung dass diese
Frage glatt zu verneinen eel. Wenn ich danach ge-
fragt werde, gebe 1db zuy dass auch ich es fUr
unwahrscheinlich hielt, dass eine kampfend zurtick-
gehende Truppe sich die Last aufbiirdet, aolche
Zivilisten wit sich zu schleppen. Ich gebe auch zu,
dass lab eine radikale LOsung dieses Problems im
Sinne des Umlegens nicht fiir unreoht gehalten babe.
Soweit ich das versteheOxgehen solohe Kollaborateure
ja_auch Landesverrat._ Es mag sein, class ich per-
sOnlich bei der Betrachtung dieser Dinge von meinen
Erlebnissen in der Ostzone beeinflusst bin. Ich
will eueh"niCht verhehlen, dass ich in der Zwischen-

zeit gelernt babe, die Dinge etwas ruhiger und be-
-sonnener anzusehen. Aber iCh betreite nicht4-dass
ich, ale ich das Wort "Proskriptionsliste" prdgte,

•	 In der Tat such an die Mtiglichkeit dachte, dass diese
kUnftigen Kollaborateure im Notfall auch durch ihre
TOtung davon abgehalten werden miissten, mit dew Fein-
de zusammenzuarbeiten. Ich hatte - von meiner damaligen
Denkweise aus - allerdings Zweifel, ob die Amerika-
ner hart genug sein wiirden, solche Konsequenzen zu

_ziehen..DaS unsete eigenen deUtschen.Verbande,_wie
im Rahmen der Organisation gedacht. waren,. Bich.0,1-•-• ., to :4

oN 00 . Met
, solchen Aufgaben . im Ernstfall belasten kiinnten,‘0,p4

hielt ich allerdings- ftir ausgeschlossen."
10 6*41,
00' OA% Peters hat sich bei seiner abschliessenden Vernethnrnig in

ahnlicher Weise eingelassen.

Es jet angesichts dieser Erklarungen nicht zu be-
zweifel, dass die leitenden Perstinlichkeiten der Orga-
nisation, deren Denken v011ig auf Krieg und Besetzung aus-
gerichtet war, Si-oh in der Tat . wit dew Gedanken beschaftigt
hatten, dass im Ernstfalle die Totung gewisser, , der Zu-
sammenarbeit mit -dem Feind verddchtiger Personen notwen-
dig werden Urine .
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Die Peschuldigten haben jedoch dabei in alien ihren Ver-

nehmungen geltend gemaoht, dast sie nicht damn gedacht

hdtten, solche Massnahmen aus eigener Initiative zu treffen,

sondern dass as nach ihrer Vorstellung dem Yerahtwortlichen

militdrischen Oberkommando im Drnstfall . hatte Uberlassen

bleiben mUssen, solche Anordnungen zu treffen, und dass

die bis jetzt gefertigten Namenszusammenstellungen in den

verschiedenen Listen und Karteien noch nicht der Vorbe-

reitung dieses Gedankens gedient hdtten. Peters hat hierzu
erklart:

"Der Ausdruck "Proskriptionsliste" mag, wie ich

einsehe, tu MisSdeutungen Anises gegeben haben.

In Wirklichkeit . haben wir nicht gen Plan gefasst 	 .

gehabt, bestimmte Personen zu tdten, weder jetzt noch

in einem spdteren ZeitpUnkt. Die Listen, die wir

angelegt batten, waren zu anderem Zwack erstellt.

Wenn die Organisation langer bestanden hdtte, waren

vielleicht Listen angelegt worden, die unserer Vor-

stellung von Proskriptionslisten entsprochen hatten,

ndmlich Listen von Personen, von denen vorauszusehen

war, dass pie im besetzten Gebiet dem Feinde in

massgeblichen Stellungen dienstbar sein wUrden.

Was.diesen Personen im Ernstfall geschehen ware,

hatten aber auch dann nicht wir, sondern die Truppen-
/kommandeure/ .
/entscneiaen missen. An uns ware es lediglich gewesan,

diese listen aufzustellen, die in Wirklichkeit aber

,,,1-:,,,Anoch nicht aufgestellt waren."
01‘,:; sw

a tte,
/tp 4°	 t°Rietdorf hat in dhnlicher Weise angegeben:
0o. la to 16'1

"Wenn ich also such zugebe, class ich perstinlich

bei dem Gedanken, eine Proskriptionsliste aufzustellen

auch die nglichkeit ins Auge gefasst habe, dass die

auf dieser Liste Genannten mm Ernstfalle zu tdten seien

so muss ich doch mit allem Nachdruok sagen, daes

eine wirkliche Proskriptionsliste in dem Sinn,

wie er mir perstinlich vorschwebte, Uberhaupt nicht

erstellt war. Wie gesagt, tauchte dieses Problem

erst mm Zusammenhag mit den Mob-Pldnen auf.

• / •



Diese Mob-Plane wurden nieht von mir bearbeitet,
und was sie in dieser Beziehung enthieltent'weiss
idh garnicht prdzis.

Was der Ordner mit der Autschrift "Personelles"
in Wirklichkeit enthdlt, 1st keinesfalIs eine Liste
ion Personen, die im Ernstfalle .zu 'Viten gewesen waren.
Eine Proskriptionsliste, wie sie mir vorschwebt,

.ist iiberhaupt.nicht erstellt worden. per Inhalt
des Ordters "Proskriptionsliste" ist lediglich
durch den Sammeleifer Breitkopfs zustande gekommen,
der in diedem Ordner Listen festhielt, die er ander-
weitig nicht unterbringen konnte.

Die rote Warnkartei let, wie man aus ihrem
Inhalt sieht, nicht miter dem Mott io "Proskriptions- •
note" zusammengestellt, sondern aid enthdlt im
wesentlichen Persenen, vor deren Infiltration die
Organisation sich schiitzen sollte."

Es lUsst Bich in der Tat nicht in Abrede stellen, daise
weer die rote Warnkartei noch der Ordner "Proskriptions-
listen aus sich selbst den GesichtSpunkt erkennen lassen,
solche PersOnen zu erfassen, die nach der Besetzung in
irgendwie bedeutsamer Stellung mit . dem Feinde zusammenarbeiten
wiirden.

,Es let also zusammenfassend zu diesem Komplex zu sagen:
„scn:1

toafic °10ie Fiihrer der Organisation haben zwar nie daran ge-vste
dacht, innenpolitische Gegner . als solche zu beseitigen,
aber sie haben in der mit ihrem Auftrag zum Partisanen-
krieg zwangslaufig mitgegebenen Einstellung auf die totale
Kataetrophe mit dem gefahrlichen Gedanken gespielt, dass
im Ernstfalle mdglicherweise wirkliche oder vermeintliche
Kollaborateure notfalls beseitigt werden miissten. Es ldsst
sich jedoch nicht erweisen, class sie diesen Gedanien in
Richtung auf bestimmte Personen schon konkretisiert hatten.
Es lasst sich vor allem nicht wrweisen, dass die NaMen-
zusammenstellungen in der roten Warnkartei und in dem Ordner
"Prosktiptionsliste" der Verwirklichung dieses Gedankens
dienen sollten. Es lasst . sich vielmehr nicht widerlegen,
dass die rote Kartei nur in Sinne einer Warn- und Abwehr-

./.
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kartei erstellt worden ist, Wie sie dem zu Grunde liegenden

militdrischen Auftrag entsprach. Ala d r Besohuldigte

Rietdorf "Proskiptionsliste" prdgte, und omen Ordner

,mit diesem Wort beschriften lies,- mag er . wohl an eine-

wirkliche Proskriptionsliste mm Sinne einer Liquidations-

lists riacht haben, aber was nachdem in diesem Ordner

geciammelt worden, stand in keinem erweislichen Zusammenhang

mit ether Proskriptionsliste in diesem Sinn. Dem Beschul,-

dig-ten, die sich bei all ihrer Tdtigkeit yon einem ameri-

kanischen Offizier geleitet Lind Uberwacht wussten :, und

sich jetzt, wie mm Ernstfalle ale Glieder einer umfassen.,

den militgrischen Organisatiin ansehen konnten, ist ohne

dies nicht zu widerlegen, dass sie selbst dort, wo sie
die Mglichkeit.gewaltsamer Liquidiertingen ins Auge fassten,

nicht an Handlungen aus eigener Initiative dachten, sondern

die massgebliche Entsoheidung den Anordnuugen des kUnftigen

aliierten Oberbefehlshaberi mm Kriegsfalle tiberlassen

wollten.

III. Zur rechtliohen Beurteilung des gewUrdigten Sachverhalts 

ist folgendas zu sagen:

a) Die Beschuldigten haben ihre Organisation entsprechend

den Weisungen ihrer amerikanischen - Auftraggeber geheim

gehalten. Sie haben freilich geltend gemacht, dass sie

in dieser Angelegenheit an-ein Einvernehmen auf oberster

Ebene zwischen der Bundesregierang und den Amerikanern

geglaubt hdtten„ Diese Einlassung ist nicht unglaubhaft,

da in der Tat der BeschuldigtePeters im spate-

ren Verlauf spdtestens im Mai 1952 - den Vizeprdsi-

denten des Bundesamtes fUr Verfassungsschutz aus freien

StUcken aufgesucht und ihm gegenliber von ether Betdti-

gung in alliiertem Auftrag im Hinblick auf die kUnftigen

ObsiloAdigungsaufgaben besprochen hat.

diesem Sachverhalt ist der .TAtbestand des	 128 StGB

zu verneinen. Er setzt voraus, dass Dasein, Verfassung

oder Zwak der Verbindung vor der "Staatsregierung"

geheimgehalten werden sollen. Tinter der Geltung des

Besatzungsstatuts muss hingenommen werden, dass die

Besatzungsmdchte, die sich hinsichtlich "Schutz, An-

sehen und Sicherheit der alliierten Streitkrdfte"

•/•
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die Zustandigkeit vorbehalten haben, in Fragen der

militdrischen Sicherheit die Ssuvertinittit der Bundes-

republik einschrankten und insoweit zumindest auoh

als Zdstdndige Obrigkeit im Sinne des Begriffs "Staats-
regierung" in 128 StGB anzusehen sind.

Auf jedeh Fall 1st aber, wie men such die objektive

Rechtslage beurteilen mag, den Beschuldigten nicht zu

widerlegen, dass sie sich darch den militarischen Auftrag

der amerikanischen Besatzungsmacht ftir gerechtfertigt

hielten, so dass ihnen des Beigusstsein der Rechtswidrig-

keit fehlte.

b) Das Ergebnis der Ermittlungen zu deM Komplex Proskriptiont

liete reicht fUr die AnwendUng der §§ 129, 49 b StaB

nicht aus. Die Strafdrehung der lettteren Bestimmung

richtet sich gegen die Teilnahme an ether Verbindung
' "die Verbrechen wider das Leben bezweckt, oder ale Mittel

fUr andere Zwecke in Aussicht.nimmt." Der erste .dieser

beiden. Tatbesttinde kommt offensichtlich nicht in Frage,

denn der Zweck der Organisation war keineswegs au! Ver-

brechen wider des Leben gerichtet. Der Sachverhalt reicht

aber such nicht zu derPest'tellung aus, dass die Or=

ganisation die TiitunINfriittel fur andere Zwecke in

Aussicht genommen habe. Das In Aussicht nehmen mm

Slime dieser Bestimmung wird nicht schon durch jede

Beschdftigung mit dem Gedanken an Ttitung erfUllt, sondern
setzt eine einigermassen klare Entschlossenheit voraus.

Die beiden Varianten der jetzt geltenden Fassung des

49.b StGB sind aus dem Begriff der "Verabredung" erwachsen

(vgl. zur Entsteheungsgeschichte RGST 69, 164 ff), so

dass auch die Rechtsprechung zu der dlteren Fassung zu

beAchten sein wird. Die Voraussetzungen der "Verabredung"

DftPahin amschrieben worden "dass auf Grund der Bespre-.
ro'-
%ungen emn gemeinsamer, auf lusfUhrung der Mordtat

ernstlich gerichteter Wills zustandegekommen let, mag auch

die Art der AasfUhrung in ihren Einzelheiten noch nicht

festgelegt worden sein" (RGST 58, 392, 393). Eine

"ernstlich ale Ziel ins Auge gefasste Tat " (RGST 68,

360, 363) jet auch nach der jetzt geltenden Fassung

• / •
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wesentliche Voraussetzung beider Alternativen des

Tatbestandes.
Was die Ermittlungen im vorliegenden Falle ergeben haben,

ging nicht nachweisbar Uber Oberlegungen hinaus, was

im Kriegsfalle das alliierte Oberkommando hinsicht-

lich derjenigen Personen anordnnen werde,,die voraus-

sichtlich im besetzten Gebiet in leitender Stellung mit

dem Feinde-zusammenarbeiten wUrden. Dabei haben die

Beschuldigten fUr mdglich gehalten, dass-dieses Ober-

kommando 4Usserstenfalls such die Tilitung der Kollabora-

teure anordnen werde, falls es unmdglich eel, sie auf

andere Weise an der beabsichtigten Zusammenarbeit mit

dem Peinde zu hindern. Aus diesem Gedankenkreis let in .

der Tat des Wort Proskriptionsliste erwachsen, ohne dass

freilioh, wie unter II,dargelegt zu erweisen oder such

nur wahrscheinlich ware, dass die NamenszusamMenatellun-

gen in dem Ordner "Proskriptionsliste" und in der rOten

Kartei schon-der VerwirkliChung dieses Gedankene dienen

svllte

Die Gefahr einer Gesinnung, die solche UberlegUngen an-

stellt, zumal mm Zusammenhang mit einer geplanten Par-

tisanAltatigkeit liegt auf der Hand._ So_gefahrlich aber

auch eine-solche Mentalitdt sein dUrfte, so ist sie nicht

sehon an 'Each strafbar, sondern erst, wenn sie in Ver-

abredungen mm Slime des § 49 b STGB jene erhdhte Gefbihr7

lichkeit angenommeh hat, die der Sache nach die tat-

bestandliche Vorausetzung des § 49 b StGB darstellt.

Gerade diese Konkretisierung in wenigstens allgemeinen

Verabredungen, bei denen Ttitungstaten ernstlich ale

Ziel ins Auge gefasst worden Ware, let mm .vorliegenden

Falle nicht nachzuweisen. Die Vorstellungen der Be-

sehuldigten bewegen aichlm Rahmen eines zukUnftigen

Krieges; sie ashen sich dabei unter Befehl eines

alliierten Oberkommandos, dessen. Entscheidung sie die

Verwirklichung ihrer Gedanken anheim stellten. Diese -

Einstellung, die die massgebliche Entseheidung Uber das

Ob und Wenn und_durch we in unbestimmter Zukunft dem_

Entschluss anderer Uberliess, entspricht nicht dem,

was das Gesetz unter"Inaussichtnehmen" voraussetzt.

iliffVer 
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o) Auch eine Verfolgung unter des Gesichtspunkt des § 90 a
StGB Versprache keiner Aussicht. Man kann mach hier nicht
an der entecheidenden Tatsache vorbeigehen, dass die
Organisation einschliesslich ihrer nachrichtendienst-
lichen Registrierung vermutlicher Gegner unter alliier
ter militdrischer Planung und FUhrung stand und ihre
Tdtigkeit erst is Kriegsfalle entfalten
So-abwegig und unerwUnscht diese Planung 'worn Standpunkt
der deatschen Interessen aUch sein mag, so Idest eich
doch in ihr nicht eine Kampfrichtung "gegen die ver-
fassungsmassige Ordnung" erkennen; . ihr Eineatz stand
vielmehr unter der Voraussetzung, dase die verdassungs.*
mdssige Ordnung durch eine scwjetische Besetzung unter-,
drUckt eel mid sollte . - wenn such sit fragwUrdigen
Mitteln - des Kampf gegen diese UnterdrUckung dienen.

Diese Planung s_teht so eindeutig unter des Gesichtspunkt
der Abwehr gegen einen gefUrchteten Angriff, dass man such
nicht sagen kann, ale richte sich "gegen den Gedanken
der VOlkerverstandigung". Ob die von den Amerikanern
fUr diese Organhation is Kriegsfalle vorgesehene Tdtig-
keit gegen VOlkerrecht oder Kriegsrecht verstossen /Atte,
ware von der Art urea Einsatzes abhdngig gewesen; was
sich aue der allgemeinen Planntg dartiber erkennenldsst,
reicht fUr eine Beurteilung nicht aus. Nach der reoht-
lichen Entwicklung, die sich Uber die Haager Landes-
kriegsordnung hinalls, in den beiden Weltkriegen voll-
viten und in (let Genfer AbkOMmen 'net did - Behandlung von
Kriegsgefangenen von 12.8.1949 ihren Niederschlag ge-

:glanden hat, kann nicht mehr davon ausgegangen werden,
wdase jede Partisanehtdtigkeit ale solche vOlkerrechts-
widrig ist; nach Art. 4 Ziff. 2 des genannten Abkomiens
geniessen Angehdrige'von Partisanenverbdnden unter den
dort umschriebenen Voraussetzungen sogar vollen vtilker-
rechtlichen Schutz.

d) Da die Beschuldigten bei der allgemeinen Organisations-
tdtigkeit ihren amerikanischen Auftrag nicht nachweis-
bar Uberschritten haben, 1st ohnedies, wie man den
Sechverhalt nach deutschem Reöht aUch beurteilen meg,

. die Anwendung deutschen-Strafrechtsdurch das
Gesetz Ni'. 62 (AHKA 51, 11o8) ausgeschlosben, das

./.



sowohl die nachrichtendienstliche Betdtlgung far Be-
satzungstreitkrgfte als ,auch ganz allgemein die Unter-

haltung von Beziehung zu Besatzungsstreitkrdften aus

dem Geltungsbereich des deutschen Strafrechts aUsnimmt.

IV. Auf Grund dieser tatsdchlichen und rechtlichen Beurteilung

des Sachverhalts beabsichtige ich, sofern mir nicht andere

Weisung erteilt wird, nach Beendigung der z.Zt, foci

laufenden Naoherhebungen das Verfahren einzustellen.

gez. Dr. Wieohmann

• IMF, J.1.

Me.	 •
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